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1 Allgemeine Planungsvorgaben und Planungsziele 
1.1  Aufstellungsbeschluss und räumlicher Geltungs- 

bereich 
Der Ausschuss Planen und Bauen der Stadt Olsberg hat in der Sit-
zung am 02.07.2026 den Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 287 „Hauptstraße“ im Stadtteil Bigge gefasst. 
Das Plangebiet der 1. Änderung befindet sich unmittelbar östlich der 
Bahnstrecke Dortmund - Winterberg und umfasst den westlichen 
Teilbereich des Flurstücks 94, Flur 04, Gemarkung Bigge. 
Die Grenzen des Plangebietes sind entsprechend in der Planzeich-
nung des Bebauungsplanes festgesetzt. 
 
1.2 Planungsanlass und Planungsziel  
Die Flächen im Plangebiet befinden sich in zentraler Lage im Ortsteil 
Bigge an der Hauptverbindungsstraße nach Olsberg unmittelbar öst-
lich der Bahnstrecke Dortmund - Winterberg. Nachdem die Flächen 
lange Zeit ungenutzt waren, bietet sich nunmehr mit der Ansiedlung 
einer Dekra-Filiale die Möglichkeit, diese einer neuen Nutzung zuzu-
führen, die zum Zeitpunkt der Aufstellung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes bis Ende 2025 so noch nicht absehbar war. 
Aufgrund der besonderen betrieblichen Anforderungen des geplanten 
Betriebes ergeben sich jedoch verschiedene Abweichungen von den 
für die betreffenden Flächen getroffenen Festsetzungen des wirksa-
men Bebauungsplanes. Dies betrifft die entlang der Hauptstraße 
festgesetzte Baulinie sowie die Geschossigkeit.  
Da das vorliegende Bauvorhaben auf der Grundlage des bestehen-
den Planungsrechtes nicht genehmigungsfähig ist, wird zur Umset-
zung der o. g. Planungen eine Änderung des Bebauungsplanes 
erforderlich.  
Darüber hinaus werden Abweichungen von der separat beschlosse-
nen Gestaltungssatzung hinsichtlich der zulässigen Dachform und 
der Außenwandmaterialien für diesen Bereich erforderlich, die in ei-
nem separaten Änderungsverfahren der Gestaltungssatzung festge-
legt werden. 
 
1.3 Planverfahren  
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des bebauten Siedlungszu-
sammenhanges der Stadt Olsberg. Aufgrund der geringen Größe des 
Plangebietes und der dementsprechend zulässigen Grundfläche von 
weniger als 20.000 qm erfüllt der Bebauungsplan die in § 13a (1) Nr. 
1 BauGB genannten Größenbeschränkungen. Durch den Bebau-
ungsplan wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben, die der Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. dem Gesetz 
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über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) unterliegen, begrün-
det. Eine Beeinträchtigung der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung (FFH) oder der europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes ist ebenfalls nicht zu befürchten.  
Das vorliegende Bauleitplanverfahren wird daher auf der Grundlage 
des § 13a BauGB und den danach geltenden Verfahrensvorschriften 
als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren durchgeführt. Damit entfallen die Pflicht zur Durchführung einer 
frühzeitigen Bürger- und Behördenbeteiligung gem. § 3 (1) und § 4 
(1) BauGB, die Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB nebst Umweltbe-
richt gem. § 2a BauGB sowie die zusammenfassende Erklärung gem. 
§ 10 (4) BauGB § 4 c BauGB (Monitoring). 
Da die Größe der zulässigen Grundfläche weniger als 20.000 qm 
beträgt, finden die Vorschriften des § 13a (2) Nr. 4 BauGB auf den 
Bebauungsplan Anwendung. Demnach gelten Eingriffe, die aufgrund 
der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des  
§ 1a (3) Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig.  
 
1.4 Derzeitige Situation  
Das Plangebiet liegt zentral innerhalb des Siedlungsbereiches des 
Ortsteils Bigge der Stadt Olsberg. Westlich verläuft die Bahnstrecke 
Dortmund – Winterberg. Die umgebenden Strukturen sind westlich 
der Bahnstrecke von Wohnbebauung geprägt. Östlich schließen sich 
überwiegend gewerblich genutzte Flächen (Tankstelle mit Kfz-
Werkstatt, Reifenhandel) sowie ein Wohnhaus an.  
Nördlich der Hauptstraße befindet sich eine Stellplatzanlage und be-
gleitende Wohnbebauung. 
 
1.5 Planungsrechtliche Vorgaben  
• Länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hoch-

wasserschutz 
Da Hochwasserereignisse in den letzten beiden Jahrzehnten landes-
weit erhebliche Schäden angerichtet haben und auch zukünftig mit 
einem erhöhten Schadenspotential zu rechnen ist, ist am 01.09.2021 
die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen übergrei-
fenden Hochwasserschutz vom 19.08.2021 in Kraft getreten (BGBl. I 
2021, S. 3712). Die Bundes-Verordnung beinhaltet einen länderüber-
greifenden Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz. 
Die Vereinbarkeit der vorliegenden Planung mit den relevanten Zielen 
und Grundsätzen des BRPH wurde geprüft (Ziel I.1.1, Ziel I.2.1, 
Grundsatz II.1.1). Ein Konflikt zwischen dem BRPH und der vorlie-
genden Bauleitplanung besteht nicht.  
Das Plangebiet liegt innerhalb des Flussgebietes „Rhein“ im Teilein-
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zugsgebiet „Ruhr“ und den untergeordneten Planungseinheiten „Ne-
ger“ und „Ruhr System“; Das nächstgelegene Risikogewässer ist die 
nordöstlich verlaufende Ruhr in einer Entfernung von ca. 150 m. Das 
Plangebiet liegt außerhalb der für die Ruhr gesetzlich festgesetzten 
Überschwemmungsgebiete. Überschwemmungsgebiete dienen der 
schadlosen Abführung von Hochwasser und sichern die dafür erfor-
derlichen Flächen für den Hochwasserabfluss sowie Retentions- oder 
Rückhalteräume. 
Flächen, die laut den Hochwassergefahrenkarten im Falle von Hoch-
wasserereignissen (HQhäufig, HQ100, HQextrem) überflutet werden befin-
den sich nicht im Plangebiet.  
Gemäß Starkregenhinweiskarte für NRW kommt es im Falle von sel-
tenem Starkregen (Wiederkehrintervall 100 Jahre) sowie im Falle von 
extremem Starkregen (90 mm/h) im Plangebiet im Bereich der 
Hauptstraße und der an diese angrenzenden Grundstücksflächen zu 
Einstautiefen zwischen 10 – 50 cm.  
Den Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserer-
eignisse z. B. durch Starkregen kann im besiedelten Bereich durch 
die Entsiegelung bisher versiegelter Flächen oder die Begrünung von 
Dachflächen entgegengewirkt werden. Grundsätzlich sind die Bau-
herren gehalten entsprechende individuelle Vorkehrungen zum 
Schutz vor Starkregenereignissen im Rahmen der Genehmigungs-
planung umzusetzen. 
 
• Regionalplan 
Das Plangebiet befindet sich gem. Regionalplan Arnsberg – Teilab-
schnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis im „Allgemeinen Sied-
lungsbereich“.  
 
• Flächennutzungsplan 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Olsberg stellt für das 
Plangebiet derzeit überwiegend „gemischte Baufläche“ dar. Die 
Bahnstrecke Dortmund-Winterberg ist dabei als „Fläche für Bahnan-
lagen“ dargestellt.  
Somit ist der vorliegende Bebauungsplan gem. § 8 (2) BauGB aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt.  
 
• Bebauungspläne 
Der Bebauungsplan Nr. 287 Hauptstraße setzt für das Plangebiet ein 
„Urbanes Gebiet“ gem. § 6a BauNVO fest. Die überbaubaren Flächen 
werden in einem Abstand von 3 m zur Hauptstraße mit einer Baulinie 
festgesetzt. Im Übrigen werden die überbaubaren Flächen durch 
Baugrenzen eingefasst. Die Höhe baulicher Anlagen ist mit maximal 
345 m ü. NHN festgesetzt, wobei für die Bebauung eine mindestens 
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zwei- und maximal dreigeschossige Bauweise als Einzelhaus festge-
setzt ist. 
  
• Landschaftsplan 
Das Plangebiet liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Land-
schaftsplanes „Olsberg“. Landschaftsplanerische Vorgaben liegen 
dementsprechend nicht vor. 
 
 
2 Änderungspunkte 
2.1 Änderung der zulässigen Geschossigkeit  
Um die planungsrechtlichen Grundlagen für die Errichtung einer 
Dekra-Station zu schaffen, wird die Geschossigkeit dahingehend ge-
ändert, dass an Stelle einer bisher mindestens zwei- und maximal 
dreigeschossigen Bauweise nunmehr lediglich eine maximal dreige-
schossige Bauweise festgesetzt wird.    
Die zulässige Höhenentwicklung der Bebauung wird weiterhin mit 
maximal 345 m ü. NHN festgesetzt. Bezogen auf die Höhenlage der 
angrenzenden Hauptstraße entspricht dies einer Höhenlage von ca. 
15 m. 
Eine Änderung der sonstigen Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung (Grundflächenzahl) ist nicht vorgesehen.  
 
2.2 Änderung der überbaubare Flächen  
Die festgesetzten überbaubaren Flächen definieren weiterhin groß-
zügig zusammenhängende Baufelder entlang der Hauptstraße.  
Da aufgrund des bestehenden Grundstückszuschnitts eine parallele 
Anordnung des geplanten Hallenbaukörpers zur Hauptstraße nicht 
möglich ist, soll die entlang der Hauptstraße durchgängig festgesetzte 
Baulinie künftig im Plangebiet der 1. Änderung als Baugrenze in ei-
nem Abstand von 3 m zur Hauptstraße festgesetzt werden. Die Lage 
der übrigen Baugrenze im Plangebiet der 1. Änderung bleibt unver-
ändert. 
 
2.3 Bauliche Gestaltung 
Für das Plangebiet wurde unabhängig von dem Bebauungsplan eine 
Gestaltungssatzung auf Grundlage des § 89 BauO NRW erlassen. 
Mit dem geplanten Bauvorhaben gehen Abweichungen von der Ge-
staltungssatzung hinsichtlich der zulässigen Dachform und der Au-
ßenwandmaterialien einher. Hierfür wird ein separates 
Änderungsverfahren der Gestaltungssatzung durchgeführt. 
 
3 Art der baulichen Nutzung 
Eine Änderung der Art der baulichen Nutzung ist nicht vorgesehen. 
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4 Erschließung 
Die Bauflächen werden weiterhin über das bestehende Straßennetz 
der Hauptstraße im Norden erschlossen.  
 
4.1 Ruhender Verkehr  
Der ruhende Verkehr, d. h. der private Stellplatzbedarf, ist grundsätz-
lich auf den privaten Grundstücksflächen unterzubringen.  
 
4.2 Fuß- und Radverkehr 
Entlang der Hauptstraße erfolgt die Führung des Radverkehrs in Vor-
behaltsstreifen. Im Übrigen ist das Plangebiet über die straßenbeglei-
tenden Fußwege für den nicht motorisierten Verkehr erschlossen. 
 
4.3 Öffentlicher Personennahverkehr 
Das Plangebiet ist über den nördlich der Hauptstraße gelegenen 
Bahnhof Bigge sowie die auf der Hauptstraße verkehrende Buslinien 
an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs angebunden. Die 
Trasse der Bahnstrecke in Richtung Winterberg verläuft westlich 
Plangebietes der 1. Änderung. Die Bahnstrecke ist mit ihren Emissio-
nen im Rahmen des Schallgutachtens zum Bebauungsplan berück-
sichtigt worden (siehe Pkt. 7).  
 
4.4 Bahnflächen 
Das Plangebiet wird durch die westlich verlaufende Bahnstrecke 
Dortmund – Winterberg tangiert. Die betroffenen Flächen sind nach-
richtlich im Bebauungsplan Nr. 287 „Hauptstraße“ als „Fläche für 
Bahnanlagen“ dargestellt. 
Die Belange der Bahn sind durch die vorliegende Planänderung nicht 
erstmalig oder weitergehend gegenüber den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 287 „Hauptstraße“ berührt.  
 
5 Natur und Landschaft / Freiraum  
5.1 Festsetzungen zur Grüngestaltung  
Eine Änderung der Festsetzungen zur Grüngestaltung ist nicht vorge-
sehen.  
 
5.2 Eingriffsregelung 
Durch die vorliegende Planung wird kein Eingriff in Natur und Land-
schaft ausgelöst, da die bisher festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,6 unverändert übernommen wird und keine Erhöhung des Ver-
siegelungsgrades erfolgt. 
Unabhängig davon gilt:  
Aufgrund der Größe der zulässigen Grundfläche der Planung von 
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weniger als 20.000 qm gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung 
des Bebauungsplanes zu erwarten sind, gem. § 13a (2) Nr. 4 BauGB 
im Sinne des § 1a (3) Satz 6 BauGB als vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt oder zulässig.  
 
5.3 Arten- und Biotopschutz 
Gemäß Handlungsempfehlung des Landes NRW1 ist im Rahmen der 
Bauleitplanung und bei der Genehmigung von Vorhaben eine arten-
schutzrechtliche Prüfung erforderlich.  
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 287 „Haupt-
straße“ wurde 2024/2025 eine artenschutzrechtliche Prüfung durch-
geführt, deren Ergebnisse weiterhin Bestand haben. 
 
Um mit Umsetzung des Bebauungsplanes nicht gegen artenschutz-
rechtliche Verbote gemäß § 44 BNatSchG zu verstoßen, sind folgen-
de Maßnahmen einzuhalten:   
– Zum Ausschluss des § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG (Tötungsverbot) 

gegenüber planungsrelevanten Gebüschbrütern und 
europäischen Vogelarten sind mögliche Gehölzentfernungen 
in Anlehnung an § 39 BNatSchG nicht innerhalb der Brut- und 
Aufzuchtzeiten (01.03. – 30.09.) durchzuführen.  

– Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte gegenüber 
„Gebäudefledermäusen“ ist rechtzeitig vor Durchführung von 
Abbrucharbeiten eine qualifizierte, fachgutachterliche 
Abbruchbegehung erforderlich (Ein-, Ausflugkontrolle / 
Gebäudebegehung). In Abhängigkeit der Ergebnisse der 
Abbruchkontrolle können weitere Maßnahmen erforderlich 
werden, die dann mit dem Fachgutachter und der Unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen sind. 

– Um Verbotstatbestände gem. § 44 (1) BNatSchG gegenüber 
Reptilien (Schlingnatter) ausschließen zu können, sind die 
Steinhaufen auf der östlichen Brachfläche außerhalb der 
Winterruhe, d. h. in der Zeit vom 01.04. bis zum 30.09., zu 
entfernen und die Vegetation bis Baubeginn kurz zu halten. 

Unter Berücksichtigung oben genannter Maßnahmen kann festgehal-
ten werden, dass bei Umsetzung der Planung keine Verbotstatbe-
stände gemäß § 44 BNatSchG entstehen.  
Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufge-
nommen. 
 
 
 
1 Ministerium für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW und des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur und Verbraucherschutz 
vom 22.12.2010: Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zu-
lassung von Vorhaben. Gemeinsame Handlungsempfehlungen. 
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Empfehlungen 
– In Anlehnung an den zukünftig in Kraft tretenden § 41a 

BNatSchG „Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen 
Auswirkungen von Beleuchtungen“ wird – um ggf. 
nachträgliche Umrüstungen zu vermeiden – empfohlen, für die 
Außenbeleuchtung nur insekten- und fledermausfreundliche 
Leuchtmittel mit einer Hauptintensität des Spektralbereiches 
über 500 nm bzw. maximalem UV-Licht-Anteil von 0,02 % zu 
verwenden (geeignete marktgängige Leuchtmittel sind zurzeit 
Natriumdampflampen und LED-Leuchten mit einem Farbton, 
z. B. warmweiß, gelblich, orange, amber, Farbtemperatur von 
2700 Kelvin oder weniger). Die Beleuchtung ist möglichst 
niedrig aufzustellen und geschlossene Lampenkörper zu 
verwenden, so dass das Licht nur direkt nach unten strahlt. 
Blendwirkungen in angrenzende Flächen sind zu vermeiden. 
Die Beleuchtungsdauer ist auf das absolut notwendige Maß zu 
begrenzen. 

 
5.4 Natura 2000-Gebiete 
Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet „Ruhr“ (DE-4614-303) liegt 
in einer Entfernung von ca. 0,4 km nordwestlich des Plangebietes. 
Aufgrund der Entfernung sowie der beabsichtigen Planung können 
Auswirkungen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des Natura 2000-
Gebietes ausgeschlossen werden.  
 
5.5 Wasserwirtschaftliche Belange 
Wasserwirtschaftliche Belange sind von dem Planvorhaben nicht be-
troffen. Es liegen keine klassifizierten Oberflächengewässer innerhalb 
des Plangebietes vor.  
 
5.6 Forstliche Belange  
Forstliche Belange sind von der Planung nicht betroffen. 
 
5.7 Belange des Bodenschutzes  
Belange des Bodenschutzes sind von der Planänderung nicht betrof-
fen, da keine Veränderung des zulässigen Versiegelungsgrades im 
Plangebiet begründet wird. 
 
5.8 Anforderungen des Klimaschutzes und der 

Anpassung an den Klimawandel 
Das Plangebiet befindet sich in einem erschlossenen Siedlungsge-
biet. Synergieeffekte der Erschließung sowie der Ver- und Entsor-
gung können daher genutzt werden. Des Weiteren sind An- und 
Neubauten nach den aktuellen Vorschriften des Gebäudeenergiege-
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setzes (GEG) zu errichten. Dadurch werden bautechnische Standar-
danforderungen zum effizienten Betriebsenergiebedarf sichergestellt.  
Für Neubauten gelten die Regelungen des § 42a Bauordnung NRW 
(BauO NRW), wonach die geeigneten Dachflächen von Gewerbebau-
ten ab 2024 und die von Wohngebäuden ab 2025 mit Photovoltaikan-
lagen auszustatten sind. 
Mit der Planung werden weder Folgen des Klimawandels erheblich 
verstärkt, noch sind Belange des Klimaschutzes unverhältnismäßig 
negativ betroffen. 
 
 
6 Ver- und Entsorgung  
Belange der Ver- und Entsorgung sind durch die Planänderung nicht 
betroffen.  
 
 
7 Immissionsschutz  
Belange des Immissionsschutzes sind durch die Planänderung nicht 
betroffen. Wie im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 287 „Hauptstraße“ beschrieben, unterliegt das Plangebiet Ver-
kehrslärmimmissionen aus dem Straßenverkehr auf der Hauptstraße 
sowie dem Schienenverkehr auf der Bahnstrecke Dortmund - Winter-
berg2. 
Die im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes festgesetzten 
Maßnahmen zum passiven Schallschutz gelten unverändert fort. 
 
 
8 Altlasten und Kampfmittelvorkommen 
Innerhalb des Plangebietes der 1. Änderung befindet sich ein Stand-
ort, der aufgrund der Nutzungshistorie im Verzeichnis der Altstandor-
te und Altablagerungen des Hochsauerlandkreises verzeichnet ist: 
 
• 194616-2675 (Hauptstraße 110): 
Nach den hier vorliegenden Informationen war auf dem Gelände von 
1960 bis 1967 ein Betrieb zur Reparatur von Kraftwagen und ein 
Steinmetzbetrieb mit zugehörigem Wohnhaus ansässig. Solche Be-
triebe sind gem. der Arbeitshilfe für die flächendeckende Erhebung 
über Altstandorte und Altablagerungen des Landes NRW der Erhe-
bungsklasse II zuzuordnen. Hierbei handelt es sich um einen Wirt-
schaftszweig, für dessen Altstandorte nach der typischen früheren 
Grundstücksnutzung ein Verdacht schädlicher Bodenveränderungen 

 
2 Draeger Akustik Ingenieurbüro für Akustik Messungen • Planung • Beratung (Mai 
2024). Schalltechnischer Bericht Nr. 24-15, Untersuchung zur Verkehrslärmimmissi-
on Bebauungsplan Nr. 287 "Hauptstraße" im Stadtteil Bigge der Stadt Olsberg. 
Meschede 
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oder sonstiger Gefahren für den Einzelnen oder die Allgemeinheit 
nicht ausgeschlossen werden kann, ein hinreichender Gefahrenver-
dacht aber erst bei Hinzutritt zusätzlicher Anhaltspunkte gegeben ist. 
Konkrete Anhaltspunkte liegen z. Zt. nicht vor. 
 
 
9 Bergbau 
Das Plangebiet befindet sich über dem auf Galmei, Blende, Schwe-
felkies, Blei- und Kupfererz verliehenen Bergwerksfeld „Briloner Gal-
mei District“ sowie über dem auf Schwefelkies und Bleierz 
verliehenen, inzwischen erloschenen, Bergwerksfeld „Ruhrkrone“.  
Ein Abbau von Mineralien ist nicht dokumentiert, daher ist nicht mit 
bergbaulichen Einwirkungen zu rechnen.  
 
 
10 Denkmalschutz  
Baudenkmäler sind im Plangebiet nicht vorhanden.  
Im Bereich zwischen der Einmündung der Talstraße und der Tank-
stelle (Hauptstraße 114) sei mit untertägig erhaltender Bodendenk-
malsubstanz zu rechnen. In diesem Bereich lag der Hofrohrhammer, 
der 1612 in schriftlichen Quellen genannt und im Urkataster verzeich-
net ist. Somit liege in dem Bereich nach dem DSchG NW „Vermutete 
Bodendenkmäler“ gem. § 2 Abs. 5 Satz 2 vor, die bei allen öffentli-
chen Planungen und Maßnahmen genauso zu behandeln seien wie 
eingetragene Bodendenkmäler. Im Falle von mit Bodeneingriffen ver-
bundenen (Bau-) Vorhaben im Bereich zwischen der Einmündung der 
„Talstraße“ und der Tankstelle (Hauptstraße 114) sei daher eine Prü-
fung hinsichtlich bodendenkmalpflegerischer Belange notwendig. 
 

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/ oder na-
turgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, 
aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bo-
denbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tieri-
schen und/ oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) 
entdeckt werden. 
Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Olsberg als Un-
tere Denkmalbehörde (Tel. 02962/982-0) und/ oder dem LWL- Ar-
chäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel. 02761/ 93750, Fax 
02761/937520), unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte Boden-
denkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer 
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die 
Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder 
die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde 
kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder 
die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Be-



 
 
 
 

 
12 

Bebauungsplan  
Nr. 287 „Hauptstraße“ 
1. Änderung 
Stadt Olsberg 
 

 

troffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NW). Ge-
genüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen 
Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler 
entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen 
Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie 
zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem 
Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 (4) 
Denkmalschutzgesetz NW). 
 
 
Bearbeitet für die Stadt Olsberg 
Coesfeld, im Juli 2026 
 
WOLTERS PARTNER 
Stadtplaner GmbH   
Daruper Straße 15 · 48653 Coesfeld 
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